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Bericht zur Umsetzung der Empfehlungen des Rates von Sachverständigen 
für Umweltfragen im Gutachten „Waldschäden und Luftverunreinigungen“ 


1. Vorbemerkung 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 94. Sitzung 
am 25. Oktober 1984 die Beschlußempfehlung des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) — Drucksache 
10/2168 — angenommen. Die Beschlußempfehlung 
lautete: 

„Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag nimmt das Sondergutach- 
ten , Waldschäden und Luftverunreinigungen* zu- 
stimmend zur Kenntnis. 

Der Deutsche Bundestag bittet die Bundesregie- 
rung um besondere Berücksichtigung der Kapitel 
5.4 ,vom Rat empfohlene Strategien* und 6 »Möglich- 
keiten zur Vorsorge und Schadensminderung*. 

Die Bundesregierung wird gebeten, innerhalb eines 
Jahres dem Deutschen Bundestag zu berichten, in- 
wieweit sie den Empfehlungen des Rates von Sach- 
verständigen gefolgt ist.** 


2. Allgemeines 

2.1 Stand der Ursachenerkenntnis 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
kommt in seinem Sondergutachten (Tz. 363) zu dem 
Urteil, „daß die Luftverunreinigungen auch bei der 
Entstehung dieser Waldschäden eine wichtige Rolle 
spielen; alle Anhaltspunkte sprechen dafür, daß es 
diese neuartigen Waldschäden ohne Luftverunrei- 
nigungen nicht gäbe. Alle plausiblen Erklärungs- 
versuche stimmen in der ursächlichen Beteiligung 
eines — oder mehrerer — Luftschadstoffe überein. 
In welchem Maße die beobachteten Schäden auf 


Luftverunreinigungen zurückgeführt werden kön- 
nen, bleibt damit freilich offen. Natürliche und 
waldbauliche Faktoren können die Disposition für 
solche und andere Schädigungen beeinflussen. 

Über das Zusammenwirken der einzelnen Luft- 
schadstoffe untereinander und erst recht mit nicht- 
immissionsbedingten Faktoren in Luft, Bäumen 
und Boden liegen nur unzureichende Kenntnisse 
vor**. 

Wie sich aus dem am 13. März 1985 im Bundeskabi- 
nett behandelten „Bericht über den Stand der Er- 
kenntnisse zu Ursachen und Auswirkungen der 
Waldschäden sowie Bewertung der bisherigen For- 
schungsergebnisse** und dem Aktuellen Bericht zur 
Umsetzung und Fortentwicklung des Aktionspro- 
gramms „Rettet den Wald** vom 24. Juli 1985 ergibt, 
ist der Stand der Ursachenerkenntnis, über den der 
Rat verfügte, inzwischen weiter vorangetrieben und 
präzisiert worden. Das Ergebnis der Bewertung des 
derzeitigen Kenntnisstands ist von der Bundesre- 
gierung wie folgt zusammengefaßt worden: 

Der von Anfang an bestehende — auch in früheren 
Regierungsberichten bereits zum Ausdruck ge- 
brachte — Verdacht, daß Luftverunreinigungen we- 
sentliche Ursache im komplexen Wirkungsgesche- 
hen der Waldschäden sind, hat sich weiter erhärtet. 
Der Forschungsbeirat „Waldschäden/ Luftverunrei- 
nigungen** stellt dazu in seinem im Dezember 1984 
vorgelegten ersten Zwischenbericht fest: „In Mittel- 
europa sind in jüngster Zeit neuartige Waldschäden 
fast gleichzeitig aufgetreten und haben sich seit- 
dem ständig weiter entwickelt. Dies führt zu dem 
Schluß, daß an den verantwortlichen Ursachenkom- 
plexen der gleiche Faktor oder die gleiche Fakto- 
rengruppe beteiligt ist. Mit an Sicherheit grenzen- 
der Wahrscheinlichkeit handelt es sich um Luft- 
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Schadstoffe und ihre Umwandlungsprodukte. Sie 
können je nach Konzentration unmittelbar zu Schä- 
den führen oder prädisponierend für Schäden 
durch Witterungsextreme oder biotische Faktoren 
sein“. 

In Ergänzung zu der bereits länger diskutierten di- 
rekten Einwirkung von Schwefeldioxid und der 
Versauerung des Bodens sind bei der bisherigen 
Forschungsförderung zwei Teilergebnisse als wich- 
tig erkannt worden: Ein Wirkungsweg geht von der 
verstärkten Bildung von Ozon und Photooxidantien 
aus Stickstoffoxiden und deren direkten Wirkungen 
auf Blätter und Nadeln, ein zweiter von der Störung 
der Nährstoffversorgung der Bäume durch übermä- 
ßigen Eintrag des Stickstoffs aus. Eine Beurteilung 
des quantitativen Beitrages jedes dieser Wirkungs- 
wege ist derzeit noch nicht möglich. 

Es ist jedoch davon auszugehen, daß natürliche 
Schadfaktoren sowie Klima- und Standorteinflüsse 
das Auftreten und vor allem die konkrete Ausprä- 
gung der Schäden mitbestimmen können. Der Um- 
fang ihrer Beteiligung an den Schäden ist durch 
Forschung noch weiter aufzuklären. Nach dem Ur- 
teil des Beirats waren alle Hypothesen, die in der 
Erklärung der Waldschäden von Luf tschadstoffen 
völlig absehen und andere Faktoren allein oder 
kombiniert als überall gleiche Ursache annehmen, 
bis jetzt nicht zu belegen. Neben der bereits einge- 
leiteten Senkung der Emission von Luftschadstof- 
fen muß weiter geprüft werden, inwieweit durch 
forstliche Maßnahmen und gezielte Düngung bei 
noch nicht zu stark geschädigten Beständen sich 
der Krankheitsverlauf abbremsen läßt. 


2.2 Umweltpolltlsche Folgerungen 

2.2.1 Vom Rat empfohlene Strategien 

Der Rat kam aufgrund seiner Beurteilung des 
Stands der Ursachenerkenntnis (2.1) für die Wald- 
schäden zu folgenden allgemeinen Schlußfolgerun- 
gen (Tz. 425): 

1. Die langfristig angelegte Vorsorgepolitik zur 
Verringerung der Schadstoffbelastung über den 
Ferntransport ist fortzuführen. Besondere Be- 
deutung kommt in diesem Zusammenhang der 
Rauchgasentschwefelung zu. 

2. Die Sanierung (Nachrüstung oder Stillegung) 
von Altanlagen stellt die eigentlich entschei- 
dende Maßnahme zum Abbau der Schadstoffbe- 
lastungen über Ferntransport dar. Dabei geht es 
teilweise um eine Nachrüstung relativ moderner 
Feuerungsanlagen, die an sich schon mit hinrei- 
chender Rauchgasentschwefelung hätten ausge- 
stattet sein sollen. 

3. Der Verminderung des Ausstoßes von Stickstoff- 
oxiden ist künftig besondere Aufmerksamkeit 
zuzuwenden. Die Anstrengungen, auch die Stick- 
stoffoxidemissionen aus Kraftfahrzeugen zu re- 
duzieren, müssen verstärkt werden. 

4. Gerade die neuartigen Waldschäden im 
Schwarzwald, im Bayerischen Wald, im Fichtel- 


gebirge und im Harz werden, soweit daran Luft- 
schadstoffe beteiligt sein können, auf die Dauer 
nur wirksam beschränkt werden, wenn auch der 
grenzüberschreitende Transport aus den Nach- 
barländern erfaßt wird. 

5. Soweit Waldschäden mit bekannten Schadbil- 
dern beobachtet werden, müssen auch waldbau- 
liche Maßnahme erwogen werden, um die spezi- 
fische Anfälligkeit der Waldbestände für die Zu- 
kunft zu vermindern oder auszugleichen. 

6. Die Erforschung der Ursachen der Waldschäden 
muß intensiviert werden. 

2.2.2 Umweltpolitische Grundsätze der Bundesregierung 

Die vom Rat empfohlenen Strategien entsprechen 
den umweltpolitischen Grundsätzen, die dem von 
der Bundesregierung am 6. September 1983 be- 
schlossenen Aktionsprogramm „Rettet den Wald“ 
zugrundeliegen und sich in den verschiedenen Maß- 
nahmen des Aktionsprogramms (nationale und in- 
ternationale Luftreinhaltemaßnahmen, die nicht 
nur dem Wald, sondern auch der menschlichen Ge- 
sundheit und der gesamten Umwelt zugute kom- 
men, forstliche Maßnahmen, Intensivierung und 
Koordinierung der Forschung) wider spiegeln: 

— Die Anstrengungen zur Minderung der Schad- 
stoffemissionen werden konsequent fortgesetzt, 
wobei auch die Dynamik marktwirtschaftlicher 
Mechanismen stärker als bisher genutzt werden 
soll. 

— Angesichts der Bedeutung des grenzüberschrei- 
tenden Austauschs von Luftschadstoffen wird 
die Bundesregierung insbesondere bei den 
Nachbarstaaten weiter auf gleichgerichtete Be- 
mühungen zur Emissionsminderung hinwirken. 

— Die forstlichen Möglichkeiten^ die Schäden zu 
analysieren, zu lindern und die ökologischen 
und wirtschaftlichen Auswirkungen zu mindern, 
werden ausgeschöpft und besonders gefördert. 

— Die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zur 
Aufklärung der Ursachen- und Wirkungsketten 
der Waldschäden werden ebenso wie die Ent- 
wicklung geeigneter Technologien zur Vermin- 
derung von Schadstoffemissionen weiter inten- 
siviert und verstärkt koordiniert. 

Auch soweit der Rat über die vorgeschlagenen Stra- 
tegien hinaus Empfehlungen ausspricht (z. B. 6.4.2 
„Ökonomische Anreize“ oder 6.3.2 „Energieeinspa- 
rung und rationelle Energienutzung“) sind diese Be- 
standteile des Aktionsprogramms und der Energie- 
politik der Bundesregierung (vgl. 5.2 und 5.3). 

2.3 Umsetzung und Fortentwicklung des 
Aktionsprogramms „Rettet den Wald“ 

In nur knapp zwei Jahren seit Vorlage des Aktions- 
programms ist es dank der Anstrengungen der 
Bundesregierung gelungen, wesentliche Vorausset- 
zungen zur Erhaltung des Waldes zu schaffen. Die 
Vorhaben des Aktionsprogramms zur Luftreinhal- 
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tung im nationalen Bereich sind von der Bundesre- 
gierung bereits verabschiedet oder sogar schon in 
Kraft getreten. Dies gilt für die Technische Anlei- 
tung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) und die 
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
— 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) — ebenso 
wie für die Novellierung des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes und die Einführung des umwelt- 
freundlichen Autos. 

Die Verordnung über genehmigungsbedürftige An- 
lagen — 4. BImSchV — ist am 16. April 1985 vom 
Bundeskabinett beschlossen worden. Die Verord- 
nung bestimmt, welche Anlagen genehmigungsbe- 
dürftig sind und damit vor allem den Anforderun- 
gen der TA Luft genügen müssen. Der Bundesrat 
hat dieser Novelle am 5. Juli 1985 mit Änderungen 
zugestimmt. Das Bundeskabinett hat am 24. Juli 
1985 die Änderungen gebilligt. Die Verordnung tritt 
am 1. November 1985 in Kraft. 

Das Bundeskabinett hat am 24. Juli 1985 die Novelle 
zur TA Luft beschlossen. Der Bundesrat hat am 
18. Oktober 1985 mit Änderungsvorschlägen zuge- 
stimmt. Die umfassende Novellierung der TA Luft 
bedeutet eine grundlegende Modernisierung dieses 
wichtigsten Regelwerks zur Reinhaltung der Luft. 
Die TA Luft gilt für praktisch alle industriellen und 
gewerblichen Anlagen mit Ausnahme der bereits 
geregelten Großfeuerungsanlagen. 

Das Zweite Gesetz zur Änderung des Bundes-Im- 
missionsschutzgesetzes, das insbesondere auf die 
Sanierung von Altanlagen abzielt, ist inzwischen in 
Kraft getreten. 

Zur Schadstoffbegrenzung bei Kraftfahrzeugen 
sind inzwischen die erforderlichen Änderungs-Ver- 
ordnungen zur Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung (StVZO) in Kraft getreten. Sie regeln Defini- 
tionen und Anforderungen an das schadstoffarme 
und das bedingt schadstoffarme Auto sowie die Ab- 
gassonderuntersuchung. Das Gesetz über steuerli- 
che Maßnahmen zur Förderung des schadstoffar- 
men Personenkraftwagens ist ebenfalls zum 1. Juli 
1985 in Kraft getreten. 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es mit ca. 
3 000 Bleifrei-Tankstellen, davon 150 Autobahn- 
tankstellen, ein flächendeckendes Netz von Bleifrei- 
Tankstellen. Die Bundesregierung fördert die Um- 
rüstung mittelständischer Tankstellen durch Inve- 
stitionszuschüsse. 

Die Großfeuerungsanlagen-Verordnung ist bereits 
seit dem 1. Juli 1983 in Kraft. Erhebungen in den 
Bundesländern bestätigen die bisherige Prognose 
zu den positiven Wirkungen der Großfeuerungsan- 
lagen-Verordnung. Sie wird dazu führen, daß aus 
Großfeuerungsanlagen bis spätestens 1993 der Jah- 
resausstoß an Schwefeldioxid und Stickstoffoxiden 
um jeweils mindestens 70% gegenüber 1982 redu- 
ziert wird. 

In das Aktionsprogramm wurde neu aufgenommen 
die Verordnung zur Emissionsbegrenzung von 
leichtflüchtigen Halogenkohlenwasserstoffen. Der 
Entwurf ist bereits im Mai d. J. zur Durchführung 


der nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz vor- 
geschriebenen Anhörung versandt worden. 

Zur weiteren Reduzierung des Schwefelgehalts in 
Heizöl und Dieselkraftstoff hat die Bundesregie- 
rung darüber hinaus am 26. September 1984 einen 
Verordnungsentwurf beschlossen und einen Vor- 
schlag zur Änderung der entsprechenden EG-Richt- 
linie in Brüssel eingebracht. 

Auch die vielfältigen übrigen internationalen Akti- 
vitäten im Bereich der Luftreinhaltung haben in- 
nerhalb von kürzester Zeit zu greifbaren Ergebnis- 
sen geführt. Hier sei vor allem die Multilaterale 
Umweltkonferenz München 1984 erwähnt, auf der 
18 Nationen ihre Bereitschaft erklärt hatten, ihre 
Schwefel-Emissionen oder deren grenzüberschrei- 
tende Ströme bis spätestens 1993 um mindestens 
30% zu vermindern. Ein völkerrechtlich verbindli- 
ches Protokoll hierüber ist im Juli d. J. in Helsinki 
von 21 Staaten aus Ost und West unterzeichnet wor- 
den; hierdurch wird die Genfer Luftreinhaltekon- 
vention von 1979 ergänzt. 

Mit dieser Vereinbarung, für die die Münchener 
Umweltkonferenz den entscheidenden Anstoß gab, 
wird ein wichtiger Beitrag zur Reduzierung der 
Schwefelbelastung in Europa geleistet. Die Bundes- 
regierung wird darauf hinwirken, daß sich dieser 
Politik weitere Staaten anschließen. 

Die Bundesregierung konnte in Helsinki ferner die 
Einrichtung einer Arbeitsgruppe durchsetzen, die 
nun spezifische Vorschläge für eine wirksame Re- 
duzierung der Stickstoffoxidemissionen erarbeiten 
soll. Die Bundesregierung setzt alles daran, daß 
auch im Hinblick auf Stickstoffoxide alsbald eine 
konkrete völkerrechtliche Vereinbarung abge- 
schlossen wird. 


3. Die Empfehlungen des Rates von 
Sachverständigen für Umweltfragen 
im einzelnen 

3.1 Nationale Maßnahmen zur Luftreinhaltung 

Die im Aktionsprogramm „Rettet den Wald“ enthal- 
tenen nationalen Maßnahmen zur Luftreinhaltung 
entsprechen den vom Rat in Tz. 425 Nr. 1 bis 3 emp- 
fohlenen Strategien sowie den in „6. Möglichkeiten 
zur Vorsorge und Schadensminderung“ enthaltenen 
Empfehlungen zur Luftreinhaltung und gehen z. T. 
sogar darüber hinaus: 

3.1 .1 Großfeuerungsanlagen-Verordnung 

Die Großfeuerungsanlagen-Verordnung, die am 
1. Juli 1983 in Kraft getreten ist, wird bis spätestens 
1993 den Jahresausstoß an Schwefeldioxid und 
Stickstoffoxiden allein aus Großfeuerungsanlagen 
um jeweils mindestens 70% gegenüber 1982 redu- 
zieren. 

Die Verordnung schreibt bei 300 MW Feuerungs- 
wärmeleistung Vollentschwefelung vor. Für Anla- 
gen im Leistungsbereich 300 — 100 MW wird durch 
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die Vorgabe eines Schwefelemissionsgrades von 
max. 40 % eine Teilentschwefelung verlangt. 

Feuerungsanlagen, deren Schornsteine über 100 m 
hoch sind, liegen in der Regel in einem Leistungs- 
bereich, für welchen die Großfeuerungsanlagen- 
Verordnung die strengsten Anforderungen stellt. 

Was die Sanierung von Altanlagen bei Vorrang 
der Rauchgasentschwefelung vor der Beschrän- 
kung auf den Einsatz schwefelarmer Kohle betrifft, 
so sieht die Großfeuerungsanlagen-Verordnung bei 
Anlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von 
mehr als 300 MW vor, daß sie bis spätestens 1988 
mit einer Rauchgasentschwefelungsanlage nachge- 
rüstet werden, wenn sich der Betreiber bis 1. Juli 
1984 nicht für eine bestimmte Restnutzung erklärt 
hat. 

3.1.2 

Das Zweite Gesetz zur Änderung des Bundes-Im- 
missionsschutzgesetzes vom 4. Oktober 1985 
(BGBl. I S. 1950) ist inzwischen in Kraft getreten. 

Mit der Novellierung des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes wird vor allem die Sanierung von 
Altanlagen, bei denen das Hauptemissionspotential 
liegt, vorangetrieben. 

Der Bundesminister des Innern hatte bereits im 
Februar 1984 den Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vorge- 
legt. Im Anschluß hieran hatte der Bundesrat im 
Mai 1984 zwei Gesetzentwürfe beschlossen, die Än- 
derungsvorschläge zur Anlagensanierung und Ab- 
wärmeverwertung enthielten. Die Bundesregierung 
hatte mit ihren Stellungnahmen zu diesen Gesetz- 
entwürfen eigene, zum Teil weitergehende Vor- 
schläge in das Gesetzgebungsverfahren einge- 
bracht In das nunmehr beschlossene Änderungsge- 
setz sind auch Ergebnisse einer vom federführen- 
den Bundestags-Innenausschuß am 24. April 1985 
durchgeführten öffentlichen Anhörung eingeflos- 
sen. 

Die Novelle enthält im wesentlichen Regelungen 
zur 

— Altanlagensanierung 

Bei Altanlagen, die vor Jahren genehmigt wur- 
den und dem Stand der Technik nicht mehr ent- 
sprechen, wird die Eingriffs schwelle für nach- 
trägliche Anordnungen gesenkt. Maßstab ist 
künftig nicht mehr die wirtschaftliche Vertret- 
barkeit der Maßnahme für den Anlagenbetrei- 
ber, sondern der Verfassungsgrundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit, bei dessen Auslegung u. a. auf 
Art, Menge und Gefährlichkeit der von der An- 
lage ausgehenden Emissionen und der von ihr 
verursachten Immissionen sowie auf die Nut- 
zungsdauer und technische Besonderheiten der 
Anlage abzustellen ist. 

Die Bundesregierung kann künftig in Rechts- 
verordnungen und allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften Übergangsfristen bestimmen, nach de- 
ren Ablauf auch Altanlagen den Anforderungen 
für Neuanlagen entsprechen müssen. 


Neben der Verbesserung des ordnungsrechtli- 
chen Instrumentariums, ohne das im Umwelt- 
schutz nicht auszukommen ist, ist der Einsatz 
marktwirtschaftlicher Instrumente ein weiteres 
geeignetes Mittel, um Sanierungsziele zu errei- 
chen. Nachdem das Bundeskabinett bereits im 
April 1984 die Einführung der Kompensationsre- 
gelung als marktwirtschaftlichen Anreiz be- 
schlossen hatte, wurde dies in den im August 
1984 der Öffentlichkeit vor gestellten Entwurf 
zur TA Luft übernommen; eine rechtliche 
Grundlage für diese Kompensationsmöglichkeit 
wird nunmehr auch im Bundes-Immissions- 
schutzgesetz in Gestalt von Ermächtigungsnor- 
men zum Erlciß von Rechtsverordnungen bzw. 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften veran- 
kert. 

— Reststoffvermeidung 

In § 5 Nr. 3 des Gesetzes ist über das bisherige 
Verwertungsgebot hinaus ein Gebot zur Rest- 
stoffvermeidung aufgenommen worden. 

— Abwärmeverwertung 

Dem Ziel einer erweiterten Nutzung vorhande- 
ner Energieeinsparungspotentiale dient die Auf- 
nahme eines sog. internen Abwärmenutzungsge- 
botes in § 5 des Gesetzes. In einer Rechtsverord- 
nung sollen die Anlagen näher bestimmt wer- 
den, für die das Abwärmenutzungsgebot in Zu- 
kunft gilt. 

3.1.3 Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 

Mit einer umfassenden Änderung und Neufas- 
sung der Verordnung über genehmigungsbedürf- 
tige Anlagen — 4. BImSchV — wird die Emissions- 
relevanz der für die Luftreinhaltung bedeutsamen 
Anlagen neu bewertet. Dabei werden insbesondere 
die neuesten Erkenntnisse über die Auswirkungen 
von Luftverunreinigungen auf die Umwelt berück- 
sichtigt. 

Die Verordnung ist vom Bundes kabinett am 
16. April 1985 beschlossen worden. Der Bundesrat 
hat dieser Novelle am 5. Juli 1985 mit der Maßgabe 
von Änderungen zugestimmt. Die Änderungen sind 
am 24. Juli 1985 vom Bundeskabinett beschlossen 
worden. Die Verordnung tritt am 1. November 1985 
in Kraft. 

3.1.4 TA Luft 

Die Novellierung der Immissionsvorschriften der 
TA Luft (Teil 2) ist am 1. März 1983 in Kraft getre- 
ten. U. a. sind die Immissionswerte für Stickstoff- 
oxide und Fluorwasserstoff deutlich reduziert wor- 
den. 

Mit der Novellierung der anlagenbezogenen Emis- 
sionsregelungen der TA Luft werden die Emissions- 
begrenzungen für alle genehmigungsbedürftigen 
Anlagen mit Ausnahme der bereits geregelten 
Großfeuerungsanlagen an den fortgeschrittenen 
Stand der Technik angepaßt. Die Novellierung er- 
faßt damit praktisch die gesamte Industrie, z. B. 
Stahlwerke, Bleihütten, Hochöfen, Kokereien, Ze- 
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mentwerke, Chemieanlagen, Mineralölraffinerien 
sowie die kleineren gewerblichen Feuerungsanla- 
gen. 

Die Novelle zur TA Luft, die das Bundeskabinett am 
24. Juli 1985 beschlossen und der der Bundesrat am 
18. Oktober 1985 mit Änderungsvorschlägen zuge- 
stimmt hat, enthält u. a. für kleinere Feuerungsan- 
lagen eine Festlegung der Emissionswerte für 
Schwefeldioxid und Stickstoffoxide in enger Anleh- 
nung an die Großfeuerungsanlagen-Verordnung so- 
wie eine Regelung für Altanlagen. 

Der Regelung für Altanlagen kommt innerhalb des 
Gesamtkonzepts einer stufenweisen, deutlichen 
Emissionsverminderung durch die Änderung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, den Erlaß der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung und die Ände- 
rungen der TA Luft besondere Bedeutung zu. 

Parallel zu der am 26. Juni 1985 vom Deutschen 
Bundestag beschlossenen Änderung des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes ist für die TA Luft eine 
Konzeption für eine Altanlagenregelung entwickelt 
worden mit folgenden Elementen: 

Bei der Nachrüstung von Altanlagen soll grundsätz- 
lich der Emissionswert für Neuanlagen gefordert 
werden. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist 
im Einzelfall zu beachten. 

Nachträgliche Anordnungen sollen so rechtzeitig 
getroffen werden, daß die Umrüstung für Altanla- 
gen, die auf Dauer betrieben werden sollen, im 
Regelfall nach fünf Jahren abgeschlossen ist. 

Eine verkürzte Frist kommt für Anlagen in Frage, 
bei denen 

— Emissionen mit hohem Risikopotential (gefähr- 
liche Stoffe/größere Schadstoff mengen) vorlie- 
gen oder 

— die Verringerung der Emissionen mit geringem 
technischen Aufwand möglich ist. 

Eine verlängerte Frist kommt in Frage, wenn 

— eine Anlage nach einem überschaubaren Zeit- 
raum stillgelegt wird oder 

— die Emissionen lediglich unbedeutend über den 
Emissionswerten liegen. 

Die TA Luft führt als neuartiges marktwirtschaftli- 
ches Instrument für Altanlagen eine Kompensa- 
tionsregelung ein, mit der die im Einzelfall ökolo- 
gisch und ökonomisch beste Lösung realisiert wer- 
den kann. Danach kann die zuständige Behörde un- 
ter bestimmten strengen Voraussetzungen für ei- 
nen begrenzten Zeitraum von einer nachträglichen 
Anordnung zur Nachrüstung einer Altanlage abse- 
hen, wenn die Emissionen zum Ausgleich an be- 
nachbarten Anlagen in einem weitergehenden Um- 
fang vermindert werden, als dies durch ordnungs- 
rechtliche Maßnahmen erreichbar wäre. 

3.1.5 Schadstoff begrenzung bei Kraftfahrzeugen 

Zur Einführung bleifreien Benzins und des Schad- 
stoff armen Autos und damit zur Reduzierung insbe- 


sondere der Stickstoffoxide sind folgende Maßnah- 
men ergriffen worden: 

— Die vom Bundesminister des Innern vorgelegte 
Änderungs-Verordnung zur Benzinqualitätsan- 
gabenverordnung ist am 1. Juli 1985 in Kraft ge- 
treten. 

— Der Bundesrat hat drei Änderungs-Verordnun- 
gen zur StVZO zugestimmt, die am 1. Juli 1985 in 
Kraft getreten sind: 

— zum schadstoffarmen Auto aufgrund der US- 
Normen, 

— zum schadstoffarmen Auto aufgrund euro- 
päischer Normen, 

— zum bedingt schadstoffarmen Auto durch 

Umrüstung bereits in Verkehr befindlicher 
Personenkraftwagen auf Schadstoff min- 

dernde Techniken. 

— Einführung einer jährlichen Abgassonderunter- 
suchung mittels einer Änderungs- Verordnung 
zur StVZO zum 1. Januar 1985 für alle Kraftfahr- 
zeuge mit Ottomotor. 

— Inzwischen wird an 150 Autobahntankstellen 
bleifreies Benzin angeboten. Gegen Ende d. J. 
wird ein flächendeckendes Netz für den Fern- 
verkehr geschaffen sein. Insgesamt gibt es in 
der Bundesrepublik Deutschland bis jetzt ca. 
3 000 Bleifrei-Tankstellen. Der Bundesminister 
für Wirtschaft vergibt an mittelständische Be- 
triebe 1985/86 Investitionszuschüsse von insge- 
samt 20 Mio. DM für die Umrüstung von Tank- 
stellen auf bleifreies Benzin. Das bleifreie Ben- 
zin wird seit dem 1. April 1985 durch die Mine- 
ralölsteuer um 4 Dpf/1 gefördert. Darüber hinaus 
soll nach einem von der Bundesregierung am 
25. Septernber 1985 beschlossenen Gesetzent- 
wurf zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
für bleifreies Benzin ein weiterer Steuernachlaß 
von 3 Dpf/1 ab dem 1. Januar 1986 bis zum 
31. März 1987 dann von 2 Dpf/1 bis zum 31. März 

1988 und schließlich von 1 Dpf/1 bis zum 31. März 

1989 gewährt werden. 

— Das Gesetz über steuerliche Maßnahmen zur 
Förderung des schadstoffarmen Personenkraft- 
wagens vom 22. Mai 1985, das auf der Grund- 
lage der auf dem Sonder-Umweltrat vom 20. / 
21. März 1985 in Brüssel erzielten Einigung der 
EG- Partner ergangen ist, ist am 1. Juli 1985 in 
Kraft getreten. 

— Mit der am 20./21. März 1985 im Umweltmini- 
sterrat in Brüssel erzielten grundsätzlichen Ei- 
nigung über die EG-weite Einführung des um- 
weltfreundlichen Autos und des bleifreien Ben- 
zins wurden die Weichen für eine drastische 
Schadstoffminderung bei Kraftfahrzeugen in 
der gesamten EG gestellt: 

1. Ab 1. Juli 1985 hat die feiwillige Einführungs- 
phase des umweltfreundlichen Autos in Eu- 
ropa begonnen. 

Dafür können die Mitgliedstaaten der EG — 
wie bereits im Kfz-Steuergesetz in der ab 
1. Juli 1985 gültigen Fassung vorgesehen — 
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nach Hubraum gestaffelte Steuererleichte- 
rungen als Kaufanreiz gewähren. 

2. Ab 1. Oktober 1988 wird das umweltfreundli- 
che Auto (stufenweise) EG-weit obligatorisch 
eingeführt. 

3. Die Richtlinie über bleifreies Benzin konnte 
verabschiedet werden. Mit ihr ist diese wich- 
tige Voraussetzung für die Einführung blei- 
freien Benzins EG-weit geschaffen. 

— Europäische Abgasnormen liegen nunmehr nach 
dem letzten Umweltministerrat in Luxemburg 
am 27./28. Juni 1985 vor. Ihre Umweltauswirkun- 
gen werden zur Zeit vom TÜV-Rheinland ermit- 
telt 

— Das Bundeskabinett hat am 21. August 1985 das 
Konzept zur „Verminderung der Schadstoffemis- 
sionen aus Nutzfahrzeugen und Krafträdern'' 
verabschiedet, das im wesentlichen folgende 
Elemente enthält: 

— Die gasförmigen Emissionen der schweren 
Nutzfahrzeuge sollen durch EG-Richtlinie in 
zwei Stufen begrenzt und verschärft werden. 
Die erste Stufe sieht die sofortige Herabset- 
zung der Grenzwerte um 20% vor. Die deut- 
sche Automobilindustrie hat die freiwillige 
Einhaltung dieser Grenzwerte bei ihren 
neuen Modellen ab 1. Januar 1986 bereits zu- 
gesagt. 

In der zweiten Stufe sollen die Grenzwerte 
entsprechend der Weiterentwicklung der 
Schadstoffminderungstechnik nochmals her- 
abgesetzt werden. Hierbei werden die Grenz- 
werte für gasförmige und partikelförmige 
Emissionen gleichzeitig festgesetzt. Die deut- 
sche Automobilindustrie wird die Entwick- 
lung der Rußfiltertechnik für schwere Nutz- 
fahrzeuge weiterhin beschleunigt fortsetzen 
und der Bundesregierung über den Fortgang 
der Arbeiten jährlich einen Fortschrittsbe- 
richt vorlegen. 

— Für leichte Nutzfahrzeuge wird in zwei Stu- 
fen eine Verminderung der gasförmigen 
Emissionen und der Partikelemissionen 
durch Schaffung EG-weiter Normen ange- 
strebt In einer ersten Stufe sollen die Koh- 
lenwasserstoffe und Stickoxidemissionen um 
20% gesenkt werden. Bei der zweiten Stufe 
sollen die Umweltauswirkungen der Grenz- 
werte in Europa den sich aus den US-Grenz- 
werten für gasförmige und partikelförmige 
Schadstoffe ergebenden Auswirkungen 
gleichwertig sein. 

— Die gasförmigen Emissionen von Mopeds 
und Motorrädern sollen begrenzt und herab- 
gesetzt werden. Hierzu wird die Bundesregie- 
rung der EG in Kürze geeignete Vorschläge 
vorlegen, um schon für 1986 eine Begrenzung 
zu erreichen. 

— Die Überwachung des Abgasverhaltens der 
im Verkehr befindlichen Nutzfahrzeuge und 
Krafträder muß verbessert werden. Als kon- 
krete Schritte sind als nächstes vorgesehen, 
die Abgassonderuntersuchung um ein spe- 


zielles Verfahren zur Prüfung der Wirksam- 
keit von Katalysatoren zu ergänzen und die 
Überwachung der Rußemissionen von Die- 
selfahrzeugen in die Untersuchungen mit 
einzubeziehen. 

— Eine gute Qualität des Dieselkraftstoffes, von 
der auch die Kohlenwasserstoffemissionen 
abhängen, soll auch EG-einheitlich gewähr- 
leistet werden. 

3.1.6 

Zur Reduzierung des Schwefelgehalts in Heizöl und 
Dieselkraftstoff hat das Bundeskabinett einen Ver- 
ordnungsentwurf am 26. September 1984 beschlos- 
sen und einen Vorschlag zur Änderung der entspre- 
chenden EG-Richtlinie in Brüssel eingebracht. 

3.1.7 

Zur Emissionsbegrenzung von leichtflüchtigen Ha- 
logenkohlenwasserstoffen wird eine entsprechende 
Verordnung vorbereitet. Der Entwurf ist bereits an 
die beteiligten Kreise zur Durchführung der nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz vorgeschrie- 
benen Anhörung versandt worden. 


3.2 internationale Maßnahmen zur Luftreinhaltung 

Die vom Rat in Tz. 425 Nr. 4 und in „6.5 Internatio- 
nale Aspekte“ empfohlene internationale Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der Luftreinhaltung ist 
neben den nationalen Luftreinhaltemaßnahmen ein 
weiterer Schwerpunkt des Aktionsprogramms „Ret- 
tet den Wald“. Aus der Fülle der Aktivitäten der 
Bundesregierung seien hier nur einige Maßnahmen 
genannt: 

3.2.1 Multilaterale Umweltkonferenz München 1984 

Zur Beschlußfassung über gemeinsame Forderun- 
gen und Maßnahmen zur Luftreinhaltung hatte die 
Bundesregierung die Signatare der Genfer Luft- 
reinhaltekonvention von 1979 sowie verschiedene 
internationale Organisationen für den 24. bis 
27. Juni 1984 zu einer multilateralen Umweltmini- 
sterkonferenz nach München eingeladen. Die Kon- 
ferenz wurde gemeinsam mit der Wirtschaftskom- 
mission der Vereinten Nationen für Europa (ECE) 
veranstaltet. 31 Umweltminister aus Ost und West 
sowie 4 internationale Organisationen nahmen un- 
ter Vorsitz von Bundesinnenminister Dr. Zimmer- 
mann an dieser Konferenz teil. 

Auf freiwilliger Basis erklärten schon während der 
Konferenz 18 Nationen ihre Bereitschaft, ihre Emis- 
sionen an Schwefeldioxid oder ihre grenzüber- 
schreitenden Ströme bis 1993 um mindestens 30 % 
gegenüber dem Emissionsvolumen von 1980 zu ver- 
mindern; damit war ein entscheidender Durchbruch 
erreicht worden. 

Weiterhin wurde beschlossen auch die Emissionen 
an Stickstoffoxiden wirksam zu verringern. Das 
Exekutivorgan der Genfer Luftreinhaltekonvention 
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wurde aufgefordert, die Stickstoffdioxide auf der 
nächsten Sitzung in sein Arbeitsprogramm aufzu- 
nehmen. 

3.2.2 Übereinkommen über weiträumige 

grenzüberschreitende Luftverunreinigung 

(Genfer Luftreinhaltekonvention) 

Das Exekutivorgan der Genfer Luftreinhaltekon- 
vention hat in seiner 3. Sitzung in Helsinki im Juli 
1985 auf Ministerebene das „Protokoll zur Verringe- 
rung der Schwefelemissionen oder ihres grenzüber- 
schreitenden Flusses um mindestens 30 v.H.“ ange- 
nommen. Mit ihrer Unterzeichnung des Protokolls 
haben 21 Staaten aus West und Ost — darunter 
UdSSR, DDR, CSSR, Ungarn, Bulgarien, die nordi- 
schen Staaten, Frankreich, Belgien, Niederlande, 
Italien, Österreich und Schweiz — die völkerrechtli- 
che Verpflichtung übernommen, die nationalen 
jährlichen Schwefelemissionen oder deren grenz- 
überschreitende Ströme sobald wie möglich und 
spätestens bis 1993 um mindestens 30 % zu reduzie- 
ren, unter Verwendung des Niveaus von 1980 als 
Basis für die Berechnung der Reduzierung. Die 
Bundesregierung ist der Überzeugung, daß mit die- 
sem Protokoll, für das die Münchener Umweltkon- 
ferenz den entscheidenden Anstoß gab, ein wichti- 
ger Beitrag zur Reduzierung der Schwefelbelastung 
in Europa geleistet wird. Sie wirkt darauf hin, daß 
sich dieser Politik weitere Staaten anschließen. Die 
Bundesregierung wird das zur innerstaatlichen 
Umsetzung des Protokolls erforderlichen Vertrags- 
gesetz zügig auf den Weg bringen. 

Die Bundesregierung konnte in Helsinki ferner die 
Einrichtung einer Arbeitsgruppe durchsetzen, die 
nun spezifische Vorschläge für eine wirksame Re- 
duzierung der Stickstoffoxidemissionen erarbeiten 
soll. Die Bundesregierung setzt alles daran, daß 
auch im Hinblick auf diese Schadstoffe alsbald eine 
konkrete völkerrechtliche Vereinbarung abge- 
schlossen wird. 

3.2.3 Europäische Gemeinschaften 

Die Bekämpfung der Luftverschmutzung ist 
Schwerpunkt der Umweltpolitik der EG. Dabei 
stand die Frage, weiche Regelungen zur Einführung 
abgasarmer Kraftfahrzeuge gemeinschaftlich und 
national getroffen werden sollten, im Vordergrund 
des politischen Interesses (vgl. 3.1.6). 

3.2.3.1 Richtlinie über Luftqualitätsnormen über Stickstoffdioxid 

Der Rat der Umweitminister hat am 7. März 1985, 
die Richtlinie über Luftqualitätsnormen über Stick- 
stoffdioxid beschlossen. Als Kurzzeitgrenzwert für 
die Immissionsbelastung mit Stickstoffdioxid wur- 
den 200 pg/m^ NO 2 festgelegt. Die Richtlinie ver- 
pflichtet die Mitgliedstaaten, Maßnahmen zu er- 
greifen, damit der Wert in Gebieten, in denen er 
heute noch überschritten wird, spätestens 1994 ein- 
gehalten wird. 

3.2.3.2 Richtlinie zur Bekämpfung der Luftverunreinigungen 
durch Industrieanlagen 

Der Rat der Umweltminister hat am 1. März 1984 
die Richtlinie zur Bekämpfung der Luftverunreini- 


gung durchs Industrieanlagen beschlossen. Die 
Richtlinie ist am 28. Juni 1984 in Kraft getreten. Die 
Richtlinie sieht vor, daß die Mitgliedstaaten den Be- 
trieb bestimmter Industrieanlagen von einer Ge- 
nehmigung unter Berücksichtigung insbesondere 
der besten verfügbaren Technologie abhängig ma- 
chen. Hinsichtlich bestehender Anlagen haben die 
Mitgliedstaaten Strategien anzuwenden, um auch 
diese Anlagen schrittweise an die besten verfügba- 
ren Technologien anzupassen. 


3.2.3.3 Richtlinie über Großfeuerungsanlagen 

In den Ratsgremien der EG wird eine Richtlinie 
über Großfeuerungsanlagen beraten. Der Richtli- 
nienvorschlag der Kommission sieht konkrete 
Emissionsbegrenzungen für Staub, Schwefeldioxid 
und Stickstoffoxid vor. Die Bundesregierung mißt 
der Richtlinie höchste umweltpolitische Bedeutung 
bei. Das Europäische Parlament hat in seiner Stel- 
lungnahme den Richlinienvorschlag begrüßt und 
eine Reihe von Verschärfungen der Grenzwerte 
vorgeschlagen. Gegen die Richtlinie gibt es aber 
auch Einwendungen anderer Mitgliedstaaten, die 
teilweise die Notwendigkeit gemeinschaftlicher 
Emissionsgrenzwerte bezweifeln. Einige Mitglied- 
staaten sind bislang lediglich zu gewissen energie- 
strukturellen Maßnahmen bereit, z. B. zur Umstel- 
lung auf umweltfreundlichere Brennstoffe. 

3.2.4 OECD 

Die OECD hat sich in den vergangenen Jahren ver- 
stärkt mit Fragen der Luftreinhaltung beschäftigt. 

Im Rahmen des Dritten Treffens des Umweltaus- 
schusses auf Ministerebene vom 18. bis 20. Juni 
1985 in Paris hat sie eine Deklaration verabschie- 
det, in der sie ihre Zielvorstellungen für die interna- 
tionale Umweltpolitik der nächsten Jahre festgelegt 
hat. Wesentliche Schwerpunkte sind die Bekämp- 
fung von Luftverschmutzungen aus festen und mo- 
bilen Einrichtungen an der Quelle durch nationale 
und internationale Maßnahmen, die Unterstützung 
der Bemühungen zur Einführung des schadstoffar- 
men Autos und von bleifreiem Benzin in allen Mit- 
gliedstaaten, die Entwicklung medienübergreifen- 
der Lösungsansätze zur Vermeidung von Umwelt- 
belastungen sowie eine frühzeitige Berücksichti- 
gung des Umweltschutzes bei Entscheidungen in 
anderen Politikbereichen. Die Umweltminister der 
Mitgliedstaaten haben im Namen ihrer Regierun- 
gen erklärt, zur Erreichung dieser Ziele in der 
OECD zusammenzuarbeiten. 

Auf Vorschlag des OECD-Umweltausschusses auf 
Ministerebene hat der OECD-Rat außerdem am 
20. Juni 1985 eine Empfehlung zur Kontrolle der 
Luftverschmutzung durch die Verbrennung fossiler 
Brennstoffe verabschiedet. Die Empfehlung wurde 
von den Mitgliedstaaten gemeinsam erarbeitet. Sie 
bringt die Absicht zum Ausdruck, Maßnahmen zu 
treffen, um die Luftverschmutzungen durch Emis- 
sionen von Schwefel- und Stickoxiden und andere 
Verschmutzungsstoffe zur Erreichung einer besse- 
ren Luftqualität wirksamer zu kontrollieren. 
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3.2.5 Bilaterale Zusammenarbeit mit der CSSR 

Seit Dezember 1984 finden deutsch-tschechoslowa- 
kische Verhandlungen auf Regierungsebene über 
Umwelt-Zusammenarbeit statt. Die tschechoslowa- 
kische Seite zeigte besonderes Interesse an einer 
Zusammenarbeit im Bereich der Rauchgasent- 
schwefelung von Kohlefeuerungsanlagen. 

Nach einer dritten Verhandlungsrunde im Septem- 
ber 1985 in Bonn besteht weitgehende Übereinstim- 
mung über den Inhalt einer bilateralen Vereinba- 
rung. Danach soll die geplante Zusammenarbeit 
sich auf die Bereiche Luftreinhaltung, Abwasser, 
Abfall, Schutz des Waldes, Ökologisches Monitoring 
von Veränderungen in der Umwelt erstrecken. Vor- 
gesehen ist ein breiter Informations- und Erfah- 
rungsaustausch, der zu konkreten Maßnahmen füh- 
ren soll. Dies zielt insbesondere auf eine Verringe- 
rung grenzüberschreitender Belastungen ab. 

3.2.6 Zusammenarbeit mit Österreich und der Schweiz 

Bisher haben zwei Treffen der deutsch-schweizeri- 
schen Expertenkommission „Luftreinhaltung“ statt- 
gefunden, in denen insbesondere der Entwurf der 
Schweizer- Luftreinhalte-VO und der Entwurf der 
TA Luft diskutiert wurden. Dabei ist hervorzuhe- 
ben, daß die Schweizer Vorschrift sich sehr stark an 
die TA Luft anlehnt. Ein weiterer Schwerpunkt war 
die Frage der Sanierung von Altanlagen. Grundge- 
danken einer Konzeption der Schweiz, die vom BMI 
weiterentwickelt wurden, sind auch in den Entwurf 
der tA Luft eingearbeitet worden. Möglicherweise 
kann hierzu ein weitgehend einheitliches Vorgehen 
entwickelt werden. 

An der letzten Sitzung haben auch Vertreter Öster- 
reichs teilgenommen. Es ist damit zu rechnen, daß 
sich daraus eine ständige Zusammenarbeit entwik- 
kelt. 


3.3 Innerdeutsche Kontakte 

Nach langwierigen Bemühungen der Bundesregie- 
rung konnten Umweltverhandlungen mit der DDR 
wieder auf genommen werden. Im Juni, Juli und 
September 1985 haben auf Abteilungsleiter ebene 
drei Verhandlungsrunden stattgefunden. In den 
Verhandlungen wird eine Vereinbarung mit der 
DDR über eine möglichst umfassende bilaterale Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
angestrebt. Die Gespräche werden in Kürze fortge- 
setzt. 


3.4 Waldbauliche Maßnahmen 

Im Sinne der vom Rat in Tz. 425 Nr. 5 und in „6.6 
Möglichkeiten der Fostwirtschaft zur Vorbeugung 
und Linderung von Waidschäden“ vorgeschlagenen 
waidbaulichen Maßnahmen sieht das Aktionspro- 
gramm „Rettet den Wald“ flankierend zur Luftrein- 
haltung vor allem folgende Maßnahmen vor: Dün- 
gung, Vor- und Unterbau, Wiederaufforstung, Pflege 
von Jungbeständen, Schädlingsbekämpfung, Gen- 


banken, Resistenzzüchtung, Vermeidung von Wild- 
schäden. 

Die Düngung, der Vor- und Unterbau, die Wieder- 
aufforstung und die wiederholte Pflege von Jungbe- 
ständen werden seit 1984 im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ gefördert. Die Bundesmit- 
tel für die Gemeinschaftsaufgabe wurden zu diesem 
Zweck um 20 Mio. DM aufgestockt. Zusammen mit 
den entsprechenden Länderanteilen standen damit 
rd. 33 Mio. DM für 1984 zur Verfügung. Diese Förde- 
rung wird auch 1985 fortgesetzt. Inzwischen wurde 
der Fördersatz bei der Düngung von 60 % auf 70 % 
angehoben. 

3.5 Forschung 

Die vom Rat in Tz. 4.2.5 Nr. 5 und in „5.5 Forschung, 
Überwachung, Entwicklung“ empfohlene Intensi- 
vierung und Koordinierung der Erforschung der Ur- 
sachen der Waldschäden ist Bestandteil des Ak- 
tionsprogramms „Rettet den Wald“. 

Seit Anfang 1983 wurden erhebliche zusätzliche 
Mittel zur Erforschung der Ursachen der Wald- 
schäden bereitgestellt. Insgesamt werden bis jetzt 
rd. 340 in 1985 laufende Forschungsvorhaben mit 
einem Gesamtfördervolumen von ca. 85 Mio. DM an 
Projektmitteln im engeren Bereich der Ursachen-/ 
Wirkungsforschung gefördert. 

Zusätzlich sind zahlreiche Bundes- und Landesfor- 
schungseinrichtungen, Landesanstalten für Um- 
weltschutz, Großforschungseinrichtungen und 
Hochschulen im Rahmen ihrer eigenen Haushalte 
und aus Mitteln der allgemeinen Forschungsförde- 
rung, z. B. durch die DFG, auf diesem Gebiet tätig. 
Eine Quantifizierung der dafür eingesetzten Mittel 
ist nicht exakt möglich, dürfte aber der Höhe nach 
den eingesetzten Projektmitteln vergleichbar sein. 

Im Rahmen dieser Waldschadensforschung werden 
die wesentlichen Problemfelder bearbeitet: 

— Feststellung der Schäden an Wäldern, 

— Aufklärung der Schädigungsmechanismen, 

— Belastungssituation der Wälder, 

— Transport und Umwandlung von Schadstoffen. 

Die Bundesregierung verfolgt ein Koordinierungs- 
konzept auf zwei Ebenen: 

— Gemeinsame Interministerielle Arbeitsgruppe 
„Waldschäden/Luftverunreinigungen“ des Bun- 
des und der Länder und 

— Forschungsbeirat „Waldschäden/ Luftverunreini- 
gungen“. 

Die Interministerielle Arbeitsgruppe (IMA) setzt 
sich aus Vertretern der zuständigen Bundesressort 
(BMI, BML, BMFT) und der Länder zusammen. Die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft gehört der Ar- 
beitsgruppe als Gast an. Das Umweltbundesamt un- 
terstützt fachlich und geschäftsführend die Arbeits- 
gruppe. 
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Die Aufgaben der IMA sind: 

— Eine Dokumentation aller laufenden und ge- 
planten Forschungsvorhaben des Bundes, der 
Länder und der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft vorzulegen, 

— Forschungslücken u, a. durch Auswertung abge- 
schlossener Vorhaben sowie durch Initiierung 
bzw. Auswertung wissenschaftlicher Veranstal- 
tungen aufzuzeigen, 

— Empfehlungen zum Einsatz von Projektmitteln 
und zur Erstellung von Forschungsprogrammen 
sowie zur Entwicklung von Gemeinschaftspro- 
jekten auszusprechen, 

— Frühkoordinierung der geplanten Waldscha- 
densvorhaben, 

— Erstellung eines übergreifenden Gesamtkonzep- 
tes und 

— Bewertung der Forschungsergebnisse. 

Wissenschaftliches Koordinierungs- und Bera- 
tungsorgan ist der Forschungsbeirat „Waldschä- 
den/Luftverunreinigungen“, in den namhafte Wis- 
senschaftler verschiedenster Disziplinen berufen 
worden sind. 

Der Beirat hat insbesondere folgende Aufgaben: 

— Auswertung der nationalen Forschung vor dem 
Hintergrund des internationalen Wissenstan- 
des, 

— Anregung neuer Forschungsansätze, Vorschläge 
für neu zu beginnende Forschungsvorhaben und 
Formulierung des Forschungsbedarfs, 

— Auswertung der geförderten Forschungsvorha- 
ben und Schlußfolgerungen für die weitere For- 
schungsarbeit und 

— Strukturierung der Forschung und konzeptio- 
nelles Zusammenfügen der Forschungsansätze. 

Der Forschungsbeirat „Waldschäden/Luftverunrei- 
nigungen“ hat im Dezember 1984 einen ersten Zwi- 
schenbericht über den derzeitigen Erkenntnisstand 
vorgelegt. Dieser Bericht war wesentliche Gründ- 
lage des „Berichts über den Stand der Erkenntnisse 
zu Ursachen und Auswirkungen der Waldschäden 
sowie Bewertung der bisherigen Forschungsergeb- 
nisse“, der am 13. März 1985 im Kabinett behandelt 
wurde. 

Auch soweit der Rat über die in 5.4 vorgeschlagene 
Strategie hinaus in „5.5 Forschung, Überwachung, 
Entwicklung“ die Untersuchung bestimmter Fragen 
empfiehlt, hat die Bundesregierung bereits entspre- 
chende Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
vergeben, wie im einzelnen in dem o. g. Bericht dar- 
gestellt. 

3.6 Waldschadenserfassung 

Die Maßnahmen der Bundesregierung hinsichtlich 
der Erfassung der Waldschäden entsprechen den in 
„3.5 Zur künftigen Waldschadenserfassung“ ausge- 


sprochenen Empfehlungen .des Rates und gehen 
teilweise noch darüber hinaus: 

Bei der Weiterentwicklung der Waldschadenserfas- 
sung wurde die mit gewissen Unsicherheiten ver- 
bundene, als Maßnahme der „ersten Stunde“ aber 
brauchbare Befragungsmethode aufgegeben und 
durch ein Stichprobenverfahren ersetzt. Nachdem 
1983 bereits auf etwa zwei Drittel der Waldfläche 
ein Stichprobenverfahren zum Einsatz kam, gelang 
es 1984 im Rahmen einer zwischen dem BML und 
den Forstverwaltungen der Länder getroffenen Ver- 
einbarung, in allen Bundesländern ein einheitliches 
Stichprobenverfahren zur Erfassung der Waldschä- 
den einzuführen. 

Erhebungszeitpunkt, Befundeinheit, Stichproben- 
netz und Schadensansprache waren bis zu einem 
gewissen Mindeststandard in allen Bundesländern 
einheitlich vorgegeben. Es konnten landesspezifi- 
sche Besonderheiten berücksichtigt werden, soweit 
die bundesweite Vergleichbarkeit und Auswertbar- 
keit der Daten nicht gefährdet wurde. 

Eine gleichmäßige systematische Stichproben- 
nahme an den Erhebungspunkten des 4 x 4-km-Net- 
zes gewährleistete die Feststellung der Schäden in 
allen Waldbesitz arten und bei allen vorkommenden 
Hauptbaumarten. Falls gewünscht oder aus Grün- 
den der Flächenrepräsentativität konnten die Län- 
der das Stichprobennetz auch weiter verdichten. 

Die Auswahl der Probebäume — meist 24 — er- 
folgte an den Erhebungspunkten systematisch nach 
einem festgelegten Inventurdesign. Einflußmöglich- 
keiten des Inventurtrupps waren damit ausge- 
schlossen. 

Art und Ausmaß der Schäden wurden möglichst am 
ausgewählten Einzelbaum aufgrund seines relati- 
ven Nadel- oder Blattverlustes und dem Grad der 
Vergilbung beurteilt. Diese beiden Schadsymptome, 
deren Klassifizierung bundeseinheitlich vorgege- 
ben war, wurden unabhängig von den möglichen 
Ursachen erfaßt. Soweit bekannte Schadensursa- 
chen — beispielsweise Insekten- und Pilzbefall — 
feststellbar waren, war dies gesondert auszuweisen. 
Hiermit wurde eine Trennung zwischen objektivier- 
barer Schadensbeschreibung und Ursachenfrage 
erreicht. 

Zwischen Schäden am Einzelbaum, welche den Be- 
stand als Ganzes noch nicht gefährden, und Schä- 
den größerer räumlicher Ausdehnung, welche den 
Bestandesschluß möglicherweise in Gefahr brin- 
gen, kann entgegen der Empfehlung des Rates 
nicht differenziert werden. Das angewendete Stich- 
probenverfahren läßt eine solche Bewertung nicht 
zu. 

Die Erfassung der Schadenssymptome wurde er- 
gänzt durch eine teilweise obligatorische und je 
nach Bundesland mehr oder weniger umfangreiche 
Erhebung der Standortfaktoren. 

Die Durchführung der Waldschadenserhebung er- 
folgte länderweise. Dabei wurde nur ausgebildetes 
Forstpersonal eingesetzt. Seitens der Landesforst- 
verwaltungen wurden die Inventurtrupps vor Be- 
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ginn der Außenaufnahmen intensiv geschult und 
während der Erhebung kontrolliert. Zur Verminde- 
rung subjektiver Einflüsse bei der Schadensanspra- 
che erhielten 1983 und '84 alle Inventurtrupps ne- 
ben ausführlichen Arbeitsanweisungen farbige An- 
leitungen zur Diagnose und Klassifizierung der 
Waldschäden. Neben einer Verfahrensbeschreibung 
enthält diese Anleitung eine detaillierte Beschrei- 
bung der neuartigen Schadbilder, der Symptome 
bekannter biotischer und abiotischer Schäden so- 
wie biologischer Besonderheiten einzelner Baumar- 
ten. 

Die Aufbereitung und Auswertung der Erhebungs- 
daten erfolgt durch die Länder. Die zuständigen 
Länderministerien teilten dem BML ihre Ergeb- 
nisse für das Land und seine Wuchsgebiete mit. 

Auf Länderebene stehen die Daten wissenschaftli- 
chen Einrichtungen für weiter gehende Auswertun- 
gen, insbesondere landesspezifische Standorts- und 
Bestockungsanalysen, zur Verfügung. 

1983 und 1984 wurden in mehreren Bundesländern 
ergänzend zu den terrestrischen Waldschadenser- 
hebungen Luftbildbefliegungen durchgeführt. Ei- 
nige Länder setzen diese Versuche 1985 fort. 

Bei den genannten Befliegungen wurden wertvolle 
Erfahrungen gewonnen, die auch die Nachteile, be- 
ziehungsweise Schwierigkeiten der Falschfarbenfo- 
tografie deutlich werden lassen: 

— Unterschiedliches Film- und Bildmaterial sowie 
unterschiedliche Licht- und Geländeverhältnisse 
führen zu Schwierigkeiten bei der Interpreta- 
tion der Luftbilder 

— Eine Differentialdiagnose der Schadensursa- 
chen ist auf Farbinfrarotbildern nicht möglich 

— Der Schadensinterpretation in Jungbeständen 
sind Grenzen gesetzt 

— Interpretationsschwierigkeiten in der Anfangs- 
phase der Erkrankung. 

Aufgrund der bislang gemachten Erfahrungen 
scheint eine Luftbildbefliegung zur Erfassung von 
Waldschäden vor allem sinnvoll: 

— in begrenzten Teilräumen besonderen Interes- 
ses (z. B. Hauptschadensgebiete, Naturparke) 
zur Dokumentation einer aktuellen Situation 
und 

— zur Dokumentation zeitlicher Entwicklungen. 

Was den Einsatz von Bioindikatoren angeht, so ist 
der Bundesregierung bekannt, daß derzeit in 15 
Forschungsvorhaben die Möglichkeiten botanischer 
und zoologischer Indikation von ökologischen Ver- 
änderungen weiterentwickelt werden. Dabei beste- 
hen für die Gesamtheit dieser Bemühungen fol- 
gende Ziele: 

— Erfassung biochemischer, pflanzenmorphologi- 
scher und pflanzenphysiologischer Veränderun- 
gen 

— Optimierung der geforderten aktiven Indika- 
tionsverfahren 


— Kartographische Erfassung von Zeigergesell- 
schaften, Flechten usw. 

Zur Überprüfung des Gesundheitszustandes der 
Wälder in Verbindung mit einer Erfassung der loka- 
len Schadstoffbelastung eignen sich auch Wald- 
bäume selbst als wichtige passive Bioindikatoren. 
Unter diesem Aspekt wurden daher von den Bun- 
desländern — ohne übergeordnete Koordination — 
sogenannte Immissionsökologische Waldzustands- 
erfassungen durchgeführt. Zur Erfassung der 
Schadstoffimmissionen wurden dabei in einem fe- 
sten Untersuchungsnetz im wesentlichen folgende 
Bioindikatoren herangezogen: die Schadstoffge- 
halte von Fichtennadeln sowie die Verteilung der 
Flechtenvegetation an Laubbäumen. Die Eigen- 
initiative der Länder, in deren Zuständigkeit diese 
Aufgabe fällt, hatte hier zunächst zu methodisch 
uneinheitlichem Vorgehen geführt. Der Bundesmi- 
nister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
bemüht sich daher um eine länderübergreifende 
Koordination und Auswertung der Daten und un- 
terstützt aktiv alle Bemühungen der Länder um 
weitere methodische Verfahrensverbesserungen, 
z. B. bei der Entwicklung einheitlichen Standardre- 
ferenzmaterials durch die EG-Kommission zur Prü- 
fung der Gehalte an Schadstoffen und Nährstoffen 
in Nadeln und Blättern. 


3.7 Ökonomische Anreize 

Auch im Rahmen des Aktionsprogramms „Rettet 
den Wald“ wird den marktwirtschaftlich orientier- 
ten Instrumenten der Luftreinhaltung besondere 
Bedeutung beigemessen. 

Die Bundesregierung hat bereits im Sommer 1983 
eine interministerielle Arbeitsgruppe unter Leitung 
des Bundesministers des Innern mit der Prüfung 
beauftragt, „ob und inwieweit bestehende Regelun- 
gen zur Luftreinhaltung (TA Luft, Großfeuerungs- 
anlagen-Verordnung) durch zusätzliche marktwirt- 
schaftlich orientierte Instrumente ergänzt werden 
können“. Die Prüfungen dieser Arbeitsgruppe rich- 
ten sich insbesondere auf die folgenden Instrumen- 
tengruppen, die auch in der aktuellen Diskussion 
im Vordergrund stehen: 

— Emissionszertifikate (übertragbare Emissions- 
rechte), 

— flexible Kompensationsregelungen (vergleich- 
bar mit den US-amerikanischen Offset- und 
Bubble-Lösungen), 

— Umweltabgaben. 

Am 11. April 1984 hat das Bundeskabinett einem 
ersten Teilbericht dieser Arbeitsgruppe zuge- 
stimmt, in dem die Einführung von Emissionszerti- 
fikaten nicht empfohlen wird, da die hierzu vorlie- 
genden Vorschläge erhebliche Mängel in der prakti- 
schen Anwendung und ökologische Risiken aufwei- 
sen. 

In dem Bericht wird eine Kompensationsregelung 
im Rahmen der TA Luft vorgeschlagen, die auf dem 
Grundgedanken der Sanierungsklausel in der 
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TA Luft aufbaut und dem in den USA praktizierten 
„Bubble*‘-Konzept vergleichbar ist. 

Auf Beschluß der Bundesregierung wurde in die 
TA Luft eine marktwirtschaftlichen Kriterien ent- 
sprechende, flexible Kompensationsregelung einge- 
fügt. Darüber hinaus sieht das vom Bundestag be- 
schlossene Zweite Gesetz zur Änderung des Bun- 
des-Immissionsschutzgesetzes auch eine gesetzli- 
che Verankerung der Möglichkeit von Kompensa- 
tionsregelungen vor. Damit wird ein wichtiger Bei- 
trag zur kostengünstigen und zugleich umfassen- 
den Altanlagensanierung geleistet und ein Impuls 
zum verstärkten Einsatz sogenannter „integrierter 
Umweltschutzmaßnahmen“ gegeben. Die Kompen- 
sationslösung wird sich nicht zuletzt auch positiv 
auf die mittelständische Wirtschaft auswirken. 

Die Prüfungen über den flankierenden Einsatz von 
Umweltabgaben sind noch nicht abgeschlossen. 


3.8 Energieeinsparung und rationeiie Energienutzung 
sowie Substitution zwischen Energieträgern 

In dem „Bericht zur sparsamen und rationellen 
Energieverwendung in den Jahren 1982 bis 1984“ 
vom 14. Februar 1985 an den Bundestags- Ausschuß 
für Wirtschaft hat der Bundesminister für Wirt- 
schaft dargelegt: 

„Alle der Bundesregierung vorliegenden Energie- 
vorausschätzungen stimmen darin überein, daß 
sich der Einspar- und Umstrukturierungsprozeß 
fortsetzt und der spezifische Energieverbrauch ins- 
besondere im Zuge der Erneuerung des Gebäude-, 
Kraftfahrzeug- und Anlagenbestandes weiter zu- 
rückgehen wird.“ 

Weiter heißt es insbesondere: 

„Nach Einschätzungen der Prognos AG wird sich 
bereits mit den derzeitigen Wärme schütz anforde- 
rungen der Raumwärmebedarf bis zum Jahr 2000 
insgesamt um bis zu 30% verringern. Wie der Ab- 
satz an Dämmaterialien zeigt, werden Einsparmaß- 
nahmen auch im Althausbestand fortgesetzt.“ 

Das bedeutet, daß neben den in Tz. 586 genannten 
langfristigen Einflußfaktoren auch kurz- und mit- 
telfristige Einflüsse wie die Preisentwicklung und 
der technologische Fortschritt zur Fortführung des 
Einsparprozesses beitragen dürften. 

Die Bundesregierung fördert den Ausbau der Fern- 
wärme seit vielen Jahren als eine Möglichkeit, mit 
Hilfe der in der Fernwärmeversorgung überwie- 
gend eingesetzten Kraft-Wärme-Kopplung Energie 
einzusparen und damit gleichzeitig zur Umweltent- 
lastung beizutragen. In der Kraft-Wärme-Kopplung 
lassen sich Primärenergienutzungsgrade von ca. 
80% erreichen. Mit Müll und industrieller Abwärme 
kann sogar anderweitig nicht verwendbare Energie 
über Fernwärme nutzbar gemacht werden. 

Der aus der besseren Primärenergienutzung resul- 
tierende Vorteil reicht allerdings nicht generell aus, 
jede technisch mögliche Kraft-Wärme-Kopplung 
wirtschaftlich werden zu lassen. So sind bei der 


Fernwärme die Verteilungskosten so erheblich, daß 
in der Regel nur Gebiete mit hoher Anschlußdichte 
für eine Fernwärmeversorgung in Frage kommen. 
Ob und inwieweit Kraft-Wärme-Kopplung im Ein- 
zelfall wirtschaftlich ist, kann deshalb nur anhand 
der konkreten Umstände beurteilt werden. 

Obwohl rd. drei Viertel der heutigen Fernwärme- 
versorgung auf der Grundlage von Kraft-Wärme- 
Kopplung geschieht, entspricht die dabei erzeugte 
Strommenge nur rd. 3% des gesamten Stromver- 
brauchs. Daraus wird deutlich, daß das wirtschaft- 
lich erschließbare Fernwärmepotential bei weitem 
nicht ausreicht, die gesamte Stromerzeugung in 
Form der Kraft-Wärme-Kopplung zu betreiben. 
Auch in Zukunft wird Strom zum bei weitem größ- 
ten Teil in reinen Stromerzeugungsanlagen erzeugt 
werden müssen. 

Für den Industriebereich, in dem die Kraft-Wärme- 
Kopplung bereits in hohem Maße genutzt wird, hat 
eine im Auftrag der Bundesregierung vorgelegte 
Studie ergeben, daß das Kraft-Wärme- Kopplungs- 
potential bei Zugrundelegung von Kapitalrücklauf- 
zeiten von längstens zehn Jahren weitgehend aus- 
geschöpft ist. 

Infolge der nachhaltig gestiegenen Energiepreise 
hat zusätzliche Wärmedämmung in vielen Berei- 
chen die Wirtschaftlichkeitsschwelle überschritten. 
Dies gilt vor allem dann, wenn — wie in aller Regel 
— Wärmedämmaßnahmen im Zusammenhang mit 
ohnehin erforderlichen Erneuerungs- und Moderni- 
sierungsinvestitionen vorgenommen werden. 

Soweit es der Ermächtigungsrahmen des Energie- 
einsparungsgesetzes erlaubt, werden an Gebäude 
und Heizanlagen Anforderungen zur Energieein- 
sparung gestellt: 

Bereits seit 1977 sind für den baulichen Wärme- 
schutz neben bauphysikalischen Kriterien energie- 
sparende und ökonomische Gesichtspunkte bestim- 
mend und als Mindestanforderungen in der Wärme- 
schutzverordnung (WSchV) vom 11. August 1977 
festgelegt. Entsprechend den geänderten energie- 
wirtschaftlichen Bedingungen wurden diese Anfor- 
derungen mit der Neufassung der WSchV vom 
24. Februar 1982 verschärft und die Transmissions- 
wärmeverluste für neue Gebäude um 20 bis 25% 
abgesenkt. Die Anforderungen sind am 1. Januar 
1984 in Kraft getreten. Erstmals wurden auch für 
bestehende Gebäude energiesparende Anforderun- 
gen gestellt. Sie gelten bei Ersatz, erstmaligem Ein- 
bau und Erneuerung von Bauteilen. Sie greifen ins- 
besondere bei Instandsetzungen von Dächern und 
dem Ausbau von Dachgeschossen. 

Der Fortschritt der Heiztechnik und die Energie- 
preisentwicklung ermöglichen es ebenfalls, die An- 
forderungen zur Energieeinsparung bei Heizanla- 
gen zu verschärfen. Die Bestimmungen der Hei- 
zungsanlagen-Verordnung (HeizAnlV) vom 24. Fe- 
bruar 1982 tragen insbesondere durch die Verbesse- 
rung des Jahresnutzungsgrades von Wärmeerzeu- 
gungsanlagen zu einer geringeren Umweltbela- 
stung bei. Seit 1982 werden auch an den Gebäude- 
bestand Anforderungen gestellt, die Betreiber älte- 
rer Heizanlagen zu einer Nachrüstung mit Einrich- 
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tungen zur Steuerung und Regelung bis spätestens 
1987 verpflichten. Von einer in Aussicht genomme- 
nen Änderung der HeizAnlV wird eine weitere Ver- 
minderung der Emissionen häuslicher Feuerungs- 
anlagen vor allem im Bestand erwartet. Außerdem 
trägt die auf dieser Rechtsgrundlage verordnete 
verbrauchsabhängige Abrechnung von Heiz- und 
Warmwasserkosten zur Energieeinsparung im Ge- 
bäudebereich bei. 

Die deutschen Automobilhersteller haben den spe- 
zifischen Kraftstoffverbrauch (gemessen nach DIN 
70 030) ihrer in der Bundesrepublik Deutschland 
hergestellten und abgesetzten Personen- und Kom- 
binationskraftwagen im Zeitraum 1978 bis 1984 um 
durchschnittlich 20,5% (das sind rund 21 pro 
100 km) gesenkt. Damit hat die Automobilindustrie 
die ursprünglich erst für 1985 angestrebte Kraft- 
stof feinsparung von 15% bereits vorzeitig deutlich 
übertroffen. 

Der Steinkohleeinsatz zur Stromerzeugung stieg 
1983 auf 42,3 Mio. t und erreichte 35,5% Anteil an 
der Stromerzeugung. Gestiegen ist nicht nur der 
Anteil der in deutschen Aufbereitungsanlagen ver- 
besserten Qualität an Steinkohle und die Menge 
der schwefelärmeren Importkohle für den Kraft- 
werkseinsatz, sondern es hat auch die Zahl der Ent- 
schwefelungsanlagen in Kraftwerken zugenom- 
men. Trotz des Anstiegs der Kohleverstromung sind 
die SO 2 - und NOj^^-Emissionen (t/a) seit 1978 bis 1982 
gesunken (vgl. 3. Immissionsschutzbericht; zu den 
Auswirkungen der Großfeuerungsanlagen-Verord- 
nung vgl. 3.1.1). 

Den Ausführungen des Rates zu den Umweltein- 
flüssen der Kernenergie ist aus Sicht der Bundesre- 
gierung nichts hinzuzufügen. Die Kernenergie ist in 
den letzten Jahren weiter ausgebaut worden. Damit 
konnte der Ölanteil an der Stromerzeugung von 
noch 14% im Jahre 1973 auf inzwischen lediglich 3% 
zurückgedrängt werden. Der Anteil der Kernener- 
gie an der gesamten Stromerzeugung erreichte im 
1. Quartal 1985 rd. 28%. Insgesamt sind heute 16 Lei- 
stungs- und drei Forschungsreaktoren mit einer 
Bruttoleistung von rd. 17 000 MW am Netz. Fünf 
Leistungsreaktoren und zwei Prototypen — der 


Schnelle Brüter in Kalkar und der Hochtempera- 
turreaktor in Schmehausen — mit 7 300 MW sind in 
Bau. Nach Inbetriebnahme dieser Kraftwerke bis 
1990 wird die Kernenergie einen Beitrag von rd. ein 
Drittel zur Stromerzeugung in der Bundesrepublik 
Deutschland leisten. 

Am- gesamten Primärenergiebedarf hatte Erdgas 
1984 einen Anteil von 15,6%. Die Änderung in der 
Erdgasverbrauchsstruktur zugunsten der Bereiche, 
in denen die besonderen Eigenschaften des Erdga- 
ses (Umweltfreundlichkeit, rationelle Einsatzmög- 
lichkeiten in modernen Verbrauchsgeräten) beson- 
ders zur Wirkung kommen, hält an. Der Anteil des 
Erdgases am Endenergieverbrauch bei Haushalten, 
Handel und Gewerbe sowie öffentlichen Einrich- 
tungen beläuft sich in 1984 auf 22%. Diese Umstruk- 
turierung des Erdgasverbrauchs, hauptsächlich zu 
Lasten des Einsatzes in Kraftwerken, liegt auf der 
Linie der Energiepolitik der Bundesregierung. Da- 
bei geht die Bundesregierung davon aus, daß sich 
der Anteil des Erdgases am Primärenergiever- 
brauch auch in Zukunft um 16% bewegen wird. 

Unter anderem mit den Zielsetzungen der Energie- 
einsparung und rationellen Energienutzung sowie 
der Substitution zwischen Energieträgern hat die 
Bundesregierung das Programm „Örtliche und Re- 
gionale Energieversorgungskonzepte“ — Abwick- 
lung durch BMFT und BMBau — beschlossen. In 
Gebieten mit für die Bundesrepublik Deutschland 
typischen Bevölkerungs- und Versorgungsstruktu- 
ren wurden Studien gefördert, die in modellhafter 
Weise eine energie- und umweltpolitisch optimale 
Anpassung der Wärmeversorgung an die Siedlungs- 
struktur erlauben sollen. Besonderes Gewicht 
wurde dabei den Aufgaben einer rationellen und 
umweltfreundlichen Energienutzung beigemessen 
und dabei u. a. die Möglichkeiten des Einsatzes der 
Kraft-Wärme-Kopplung, der Nutzung industrieller 
Abwärme sowie gebäudebezogenen Verbesserungs- 
maßnahmen geprüft. Das im Rahmen des Pro- 
gramms erarbeitete Sach- und Methodenwissen 
steht nunmehr schon weitgehend den interessier- 
ten Trägern und Initiatoren von Versorgungskon- 
zepten zur Verfügung. 
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